
 Strahlenschutz und Kaliumjodidtabletten
1.
Allgemeine Informationen:


Schwere Reaktorunfälle können bei ungünstiger Wettersituation in Österreich zu Kontaminationssituationen führen, die ab einer gewissen Intensität auch die Durchführung von Schutzmaßnahmen für bestimmte Bevölkerungsgruppen notwendig machen können.


Daraus ergibt sich, dass in einer solchen Situation auch an Schulen besondere Schutzmaßnahmen erforderlich sind.


Im Falle einer großräumigen Kontamination sind je nach Anlassfall und Verlauf des Ereignisses unterschiedliche Strahlenbelastungen für Personen zu erwarten. Solche Expositionen bewirken grundsätzlich eine externe Strahlungsdosis und/oder eine innere Strahlenexposition. Die tatsächlich auftretende Gesamtstrahlenexposition setzt sich aus den Beiträgen der unterschiedlichen Belastungspfade (siehe Beilage 1) zu-sammen.

Innere Strahlenexposition entsteht dadurch, dass strahlendes Material durch das Ein-atmen von radioaktiv kontaminierter Luft sowie durch Zufuhr über Nahrungsmittel und Trinkwasser in den Körper aufgenommen (inkorporiert) wird.


Eine externe Strahlenexposition erfolgt durch Strahlung aus den kontaminierten Luftmassen und durch auf dem Boden und anderen Oberflächen abgelagerte Radionuklide. Gesundheitsgefährdend kann auch die Ablagerung auf die Haut und Kleidung werden.

Österreich kann von einem derartigen Geschehen in höchst unterschiedlichem Ausmaß betroffen sein. Daher wurden von der beim seinerzeitigen Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz eingerichteten Strahlenschutzkommission vier Gefährdungsstufen (siehe Beilage 2) entsprechend dem unterschiedlichen Gefährdungspotenzial festgelegt. Je nach Gefährdungsstufe sind unterschiedliche Maßnahmen zum Schutz von Personen angezeigt. Basierend auf diesen Empfehlungen haben die Behörden Strahlenalarmpläne ausgearbeitet, die im Anlassfall zur Umsetzung gelangen.

2.
Erkennung, Warnung, Alarmierung

Auf der Grundlage internationaler Abkommen über die Meldepflicht von Kernkraftwerksunfällen und auf Grund zahlreicher bilateraler Abkommen mit den Nachbarländern ist eine rasche Erkennung und Beurteilung großräumiger radioaktiver Verstrahlungen in unserem Land möglich. Zudem wird in Österreich ein Strahlenfrühwarnsystem mit ca. 340 Messstellen betrieben, die über das ganze Bundesgebiet verteilt sind. Mittels Fernübertragung geben diese Messstellen ständig Auskunft über die jeweilige örtliche Gammadosisleistung. Die Messdaten werden permanent sowohl in die betreffende Landeswarnzentrale als auch in die Bundesstrahlenwarnzentrale des Umweltressorts und in die Bundeswarnzentrale des Innenministeriums übermittelt, wo eine ständige Überwachung erfolgt. Im Bundesland Burgenland sind bereits 20 Messstellen eingerichtet. Durch dieses Strahlenfrühwarnsystem ist das rasche Erkennen von Fällen großräumiger Kontamination in Österreich möglich. Die Verknüpfung dieses Systems mit den entsprechenden automatischen Messnetzen Sloweniens, der Slowakei und der Tschechischen Reupublik kann zu einer frühzeitigen Warnung führen, selbst wenn österreichisches Staatsgebiet noch nicht betroffen ist. 
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Weitere Erhebungen der Kontaminationssituation sind durch Strahlenmesslabors und mobile Messtrupps durchführbar. Eine zusätzliche Informationsquelle ergibt sich aus den internationalen Abkommen über die Meldepflicht von Kernkraftwerksunfällen, in die Österreich eingebunden ist.

Bei einem nuklearen Ereignis mit möglichen Auswirkungen auf Österreich ist die Berichterstattung durch das staatliche Krisenmanagement im ORF (Rundfunk und Fernsehen) vorgesehen. Ab Gefährdungsstufe 2 erfolgt zusätzlich eine Warnung der Bevölkerung über Sirenensignale (siehe Beilage 3 „Warn- und Alarmsignale”).

In diesem Zusammenhang ist auf § 38 Strahlenschutzgesetz zu verweisen, wonach der Landeshauptmann im Falle eines nuklearen Störfalles alle erforderlichen Schutz- und Sicherungsmaßnahmen zu treffen hat. Im Ernstfall ist den Anordnungen des Landeshauptmannes, der sich bei der Durchführung der Schutz- und Sicherungs-maßnahmen der Bezirksverwaltungsbehörden bedienen kann, unbedingt Folge zu leisten.

3.
Maßnahmen im Schulbereich:
Die nachfolgenden, den Schulbereich betreffenden Maßnahmen sind immer vorbehaltlich der vom Landeshauptmann getroffenen Verfügungen zu setzen. In einem Anlassfall sind daher die laufenden Radio- und Fernsehprogramme zu verfolgen und die erteilten Hinweise zu beachten.

3.1 Gefährdungsstufe I


Bei diesem Anlassfall ist die Weiterführung des Unterrichtes unter Beachtung der unten genannten Einschränkungen möglich, da die Strahlenbelastung keine gesundheitlichen Auswirkungen auf Einzepersonen erwarten lässt. Es ist jedoch eine Minimierung des Aufenthaltes im Freien angezeigt.

Zur Instruktion von Schülern/Schülerinnen über den Vorfall und die notwendigen Vorsichtsmaßnahmen (vor allem auch im häuslichen Bereich) wird in der Broschüre des Bundesministeriums für Inneres unter dem Titel „Strahlenschutzratgeber“ eingehend informiert.


Dieser Strahlenschutzratgeber (versehen mit Overheadfolien) enthält Informationen über die Radioaktivität als Gefahrenquelle und die Schutzmöglichkeiten bei einem Reaktorunfall und ist beim Bundesministerium für Inneres, Abteilung Strahlenschtz,, Tel. Nr. 01/53126-3656 DW., kostenlos erhältlich.


Im Bereich der Schule hat die Weiterführung des Unterrichtes mit folgenden Einschränkungen zu erfolgen:

· Absage jeder Art von Unterricht im Freien,

· Abbruch von Schulveranstaltungen im von einer Kontamination bedrohten Gebiet,
· Kein Aufenthalt im Freien während der Pausen.

3.2
Gefährdungsstufen II - IV


Bei diesen Anlassfällen ist eine relativ hohe Strahlenbelastung zu erwarten. Ein Aufenthalt im Freien soll unterbleiben. In der Schule ist die Ausgabe von Kaliumjodidtabletten vorzubereiten, wobei das Öffnen der Verpackung und die Einnahme der
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Tabletten erst nach ausdrücklicher Empfehlung der Gesundheitsbehörden über Radio und Fernsehen erfolgen darf. Die Tabletten dürfen an nocht nicht volljährige Schüler/Schülerinnen nur verabreicht werden, wenn dafür eine Einverständniserklärung der Erziehungsberechtigten vorliegt. Schulveranstaltungen sowie schul-bezogene Veranstaltungen im Freien sind abzubrechen und es ist zur Schule zurückzukehren. Allenfalls können die Schüer/Schülerinnen vom Unterricht (gemäß Punkt 3.2.1.) vorzeitig entlassen werden.

Sollte am Ort der Schulveranstaltung bzw. der schulbezogenen Veranstaltung mit einer baldigen Strahlenbelastung zu rechnen sein, sind vorzeitig schützende Gebäude aufzusuchen und die weiteren Anweisungen aus den Medien abzuwarten.

Die Schüler/Schülerinnen sind auf die unter Punkt 3.1 (Gefährdungsstufe I) angeführten Vorsichtsmaßnahmen besonders hinzuweisen. Die weiteren Maßnahmen sind auf die zur Verfügung stehende Vorwarnzeit abzustellen.

3.2.1 Bei ausreichender Vorwarnzeit vor dem voraussichtlichen Eintreffen der


radioaktiven Wolke:


Wenn die Vorwarnzeit auf Grund der erhaltenen Informationen ausreicht, um den Schüler/Schülerinnen eine sichere Rückkehr nach Hause zu ermöglichen, dann sind die Schüler/Schülerinnen mit dem Heinweis, dass jeder unnötige Aufenthalt im Freien zu vermeiden ist, aus dem Unterricht zu entlassen.


Unumgängliche Voraussetzung für eine vorzeitige Entlassung aus dem Unterricht ist bei Schüler/Schülerinnen bis zur 8. Schulstufe, dass die Erziehungsberechtigten sich damit einverstanden erklärt haben. Wäre der Schüler/die Schülerin auch zu Hause unbeaufsichtigt (etwa weil die Erziehungsberechtigten berufstätig sind, keine Nachbarschaftshilfe möglich ist und auch keine sonstige Lösung gefunden werden kann), muss dieser Schüler/diese Schülerin jedenfalls in der Schule verbleiben.


Auch Schüler/Schülerinnen ab der 9. Schulstufe, deren Erziehungsberechtigte mit einer vorzeitigen Entlassung aus dem Unterricht nicht einverstanden sind, haben in der Schule zu bleiben, sofern sie nocht nicht eigenberechtigt sind.


Eine diesbezügliche Erklärung zur Unterfertigung durch die Erziehungsberechtigten ist in deutscher, serbischer/kroatischer, ungarischer und türkischer Sprache, beigeschlossen (Beilage 4 – 7).


Bei Schüler/Schülerinnen, die für den Heimweg ein Verkehrsmittel benützen müssen, ist zusätzlich besonders darauf Bedacht zu nehmen, dass sie bei einem vorzeitigen Verlassen des Unterrichts auch tatsächlich rechtzeitig vor dem voraussichtlichen Eintreffen der radioaktiven Wolke nach Hause kommen (Bedachtnahme auf Abfahrtszeiten von Transportmitteln, ungünstige Verkehrsverbindungen, etc.).

3.2.2 Keine ausreichende Vorwarnzeit bzw. keine Möglichkeit der sicheren Rückkehr nach Hause

In diesen Fällen muss für eine Beaufsichtigung in der Schule gesorgt werden. Der Schulleiter/die Schulleiterin triftt die Entscheidung, welche Lehrpersonen für die Baufsichtigung Sorge tragen. Von diesem Aufsichtsdienst sollen nach Möglichkeit schwangere Lehrpersonen und Lehrpersonen, die Eltern von Kleinkindern und/oder

Volksschulkindern sind, ausgenommen werden.
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Der Aufenthalt der Schüler/Schülerinnen hat bei geschlossenen Türen und Fenstern zu erfolgen, bei Gefährdungsstufe III und IV in geschützten Räumen (Schutzräume, Räume ohne bzw. mit wenigen Fenstern, Räume im Inneren von Gebäuden, Kellerräume).

Fenster sind mit Klebeband abzudichten!

Lüftungsanlagen sind – bis auf jene in Schutzräumen – außer Betrieb zu setzen. Sämtliche Auslassöffnungen (sowohl Zu- als auch Abluft) solcher Lüftungsanlagen sind mit Klebebändern und geeigneten Abdeckungen (z.B. Plastikfolie) abzudichten. Einnahme der Kaliumjodidtabletten durch jene Schüler/Schülerinnen, für die eine Ein-verständniserklärung der Erziehungsberechtigten vorliegt – jedoch erst nach Aufforderung durch die Gesundheitsbehörden.

4.
An der Schule zu treffende Vorbereitungsmaßnahmen:
4.1
Ausgehend von der Überlegung, dass vor Eintreten eines Anlassfalles an den Schulen eine Reihe von vorbereitenden Maßnahmen getroffen werden können, diese Vorkehrungen aber nach den verschiedenen Gegebenheiten am Schulstandort (Größe der Schule, Lage in der Stadt oder auf dem Land, Pflichtschule oder weiterführende Schule, etc.) unterschiedlich sein werden, und daher nicht ab-strakt und einheitlich von einer zentralen Stelle geregelt werden können, wird in der Folge auf vorbereitende Maßnahmen hingewiesen, die zweckmäßigerweise von den Schule zu treffen sind.


In die Durchführung dieser Maßnahmen sollen insbesondere an den Schulen ernannte Zivilschutzreferenten/Zivilschutzreferentinnen sowie die Referenten/Referentinnen für Geistige Landesverteidigung einbezogen werden. Weitere Informationen erteilt der Österr. Zivilschutzverband, Landesverband Burgenland, Hartlsteig 2, 7000  Eisenstadt, Tel. 02682/63620. Für diesbezügliche Referate, auch im Rahmen der schulpartnerschaftlichen Gremien, stellt der Zivilschutzverband gerne Referenten zur Verfügung.

4.1.1 Die zeitgerecht zu treffenden Vorkehrungen betreffen vor allem das Erarbeiten, Festlegen und Erproben entsprechender Pläne für den Ernstfall sowie die Bereitstellung von Behelfsschutzmitteln (Klebebänder, Reinigungstücher, etc.) und Rundfunkempfangsgeräten.

4.1.2 Besonders wichtig wird auch die Information der Schüler/Schülerinnen über Maßnahmen des Strahlenschutzes im Unterricht sein.

4.1.3 Diese Information wird insbesondere das Vorgehen im Anlassfall - siehe Punkt 3.2.1 (ausreichende Vorwarnzeit) – enthalten. Es muss bereits vorher für die Schule feststehen, welche Schüler/Schülerinnen nach Hause geschickt werden können.

4.1.4 Für die Schüler/Schülerinnen, die nicht nach Hause entlassen werden können, hat der Schulleiter/die Schulleiterin (§ 56 Abs. 4 Schulunterrichtsgesetz) für die erforderliche Aufsicht zu sorgen (siehe auch Punkt 3.2.2).

4.1.5 Die Dauer des Zeitraumes, in dem bei Kontaminationssituationen ein Aufenthalt im Freien für die Kinder möglichst vermieden werden soll, hängt von der Stärke der Kontamination und der Wetterlage ab und kann von einigen Stunden bis zu einigen Tagen betragen.
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Im Extremfall kann es daher für die Schüler/Schülerinnen, die nicht mehr rechtzeitig nach Hause entlassen werden können, erforderlich sein, im Schulgebäude zu übernachten.

4.2
Mitwirkung der Schulgemeinschaft


Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass bei der Vorbereitung und Planung der hier angeführten Maßnahmen insbesondere auch den Schulpartnerschaftsgremien (Schulforum und Schulgemeinschaftsausschuss) sowie den Elternvereinen tragende Bedeutung zukommt. Schutz- und Sicherungsmaßnahmen für die Schuljugend bei einem strahlenbedingten Katastrophenfall zu treffen, kann nicht der Schule alleine überlassen werden. Erst durch das partnerschaftliche Zusammenwirken von Erziehungsberechtigten und Schule kann die Sicherheit und Gesundheit der Kinder im Fall einer Kontaminationssituation in Österreich gewährleistet werden.

5.
Kaliumjodidprophylaxe als Vorsorgemaßnahmen bei großräu-miger Kontamination mit radioaktivem Jod:

Die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl hat nach den bisherigen Erkenntnissen in Weißrussland, der Ukraine und Teilen Russlands zu einer dramatischen Zunahme von Schilddrüsenkarzinomen bei Kindern geführt. In hochbelasteten Regionen wurden Steigerungen bis über das 100-fache der sonst üblichen Häufigkeit dieser Karzinome festgestellt.

Kaliumjodidtabletten, rechzeitig eingenommen, bieten einen effektiven Schutz gegen die Aufnahme von radioaktivem Jod in die Schilddrüse und daher gegen Schilddrüsenkarzinome. Die Bevorratung dieser Tabletten stellt somit eine vorrangige Strahlenschutzmaßnahme dar.

Die Ablauffrist der bisher gelagerten Tabletten war mit Ende Juni 2002. Es wurde daher erforderlich, den Austausch gegen neue Tabletten unverzüglich durchzuführen.

Den Schulen obliegt es, nach telefonischer Vereinbarung mit der Apotheke bzw. den Hausapotheken führenden Ärztinnen und Ärzten, die dort lagernden neuen Tabletten abzuholen und die alten Bestände zurückzugeben.

Das Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen stellt die erste Tagesdosis von Kaliumjodidtabletten für alle Schülerinnen und Schüler sowie eine volle Packung für alle an den Schulen tätigen Lehrer/innen und Bediensteten bis zum 40. Lebensjahr kostenlos zur Verfügung. Personen ab 40 Jahren sollen die Tabletten nicht mehr einnehmen, da es bei dieser Altersgruppe fallweise zu Schilddrüsenüberfunktionen kommen kann und das Risiko für die Entstehung von strahleninduzierten Schilddrüsenkarzinomen in dieser Altersgruppe wesentlich geringer ist.

Die Packungen, die jeweils 10 Einzeltabletten à 65 mg Kaliumjodid enthalten, müssen verschlossen, vor Licht und Feuchtigkeit geschützt bei Raumtemperatur (bis 25°C) in einem Karton aufbewahrt werden. Auf diesem Karton müssen die Tablettenanzahl und das Ablaufdatum deutlich vermerkt sein. Der Karton muss an einer zentralen Stelle, die jederzeit zugänglich ist, gelagert werden.

Da die Tabletten zerdrückt und mit reichlich Flüssigkeit (eventuell gemeinsam mit einer kleinen Jause) eingenommen werden müssen, ist für das Vorhandensein einer ausreichenden Anzahl von Einmalbechern zu sorgen.
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Die Tagesdosis für Kinder von 6 bis 12 Jahren beträgt  e i n e  Tablette, für Kinder ab 12 Jahren und älter, Erwachsene, Schwangere und Stillende  z w e i  Tabletten, die auf einmal eingenommen werden sollen (Schwangere und Stillende dürfen nur eine Tagesdosis erhalten).

Kaliumjodidtabletten dürfen im Anlassfall nur an jene Kinder ausgeteilt werden, für die eine Einwilligungserklärung der Eltern bzw. Erziehungsberechtigten vorliegt. Die Eltern bzw. Erziehungsberechtigten erhalten eine Information über die Gefahren von radioaktivem Jod, sowie über die Vorteile und mögliche Nebenwirkungen bzw. Kon-traindikationen der Kaliumjodidtabletten. Damit verbunden ist der Hinweis, dass die Eltern bzw. Erziehungsberechtigten in Zweifelsfällen die Einnahme der Tabletten durch die Kinder mit ihrem Arzt/ihrer Ärztin abklären müssen. Kontraindikationen (Gegenanzeigen für die Einnahme von Kaliumjodidtabletten) sind der Schule umgehend mitzuteilen. Die bereits vorliegenden Einverständniserklärungen behalten ihre Gültigkeit.

G a n z   w e s e n t l i c h   i s t:

Die Kaliumjodidtabletten dürfen im Katastrophenfall nur nach ausdrücklicher Empfehlung durch die Gesundheitsbehörden, die über die Massenmedien erfolgt, eingenommen werden.

Im Anlassfall empfehlen die Gesundheitsbehörden je nach der zu erwartenden Strahlenbelastung verschiedenen Zielgruppen die Einnahme der Tabletten:


Bei geringer Strahlenbelastung (Interventionsschwelle: 10 mSv = 1 rem Schilddrüsendosis) ergeht die Empfehlung zur Einnahme von Kaliumjodidtabletten zunächst für Kinder und Jugendliche bis unter 18 Jahre.

Erst bei höherer Strahlenbelastung (Interventionsschwelle für junge Erwachsene: 100 mSv = 10 rem Schilddrüsendosis) wird die Einnahme  z u s ä t z l i c h  folgenden Personen empfohlen:

18- bis unter 40-jährigen Erwachsenen, einschließlich Schwangere und Stillende.

Dieser Empfehlung über Rundfunk und Fernsehen geht ein Alarm mittels Sirenen oder Lautsprecherwagen voraus. In der Beilage 3 findet sich eine grafische Darstellung der verwendeten Sirenensignale, die die Verlautbarungen im Rundfunk und Fernsehen ankündigen.

Erinnert wird an die empfohlene Vorgangsweise an Schulen, wobei regionale Gegebenheiten berücksichtigt werden können:

1. Bedarfserhebung:


Die Direktionen der Schulen erheben den Bedarf (jeweils eine Tagesdosis) an Kaliumjodidtabletten für alle Schüler/innen und eine volle Packung für die an der Schule tätigen Personen bis zum 40. Lebensjahr. Auf die Gesamtsumme des ermittelten Bedarfs ist ein Sicherheitszuschlag von 20 % hinzuzurechnen. Im Falle von Internatsschulen ist eine komplette Einzelpackung à 10 Tabletten pro Schüler/in vorzusehen. Für mehrtägige Schulveranstaltungen sind ausreichend Tabletten vorhanden.
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2. Der nächstliegenden Apotheke bzw. dem/der eine Hausapotheke führenden Arzt/Ärztin ist der Bedarf anzukündigen.

3. Das Kontingent ist unter Vorlage einer Bestätigung der Direktion und möglichst unter Rückgabe der alten Kontingente abzuholen. Der Ort der Lagerung soll in der Schule allgemein zugänglich und allen bekannt sein.
4. Bei neu aufzunehmenden Kindern werden wie bisher das Elternmerkblatt und die Einverständniserklärung dem Elternfragebogen beigelegt. Die Einverständniserklärung wird von dem/der zuständigen Schularzt/ärztin kontrolliert und an die Lehrpersonen weitergegeben, die das Blatt der vorhandenen Listen beilegen. Die bereits vorliegenden Einverständniserklärungen behalten ihre Gültigkeit.

5. Im Anlassfall – nach ausdrücklicher Aufforderung der Zielgruppen durch die Gesundheitsbehörden – ist die altersentsprechende Tagesdosis anhand der Klassenlisten und der vorliegenden Einverständniserklärungen auszugeben. Die Tabletten werden zerdrückt und mit Flüssigkeit eingenommen. Eine kleine Jause kann gleichzeitig mit den Tabletten eingenommen werden.

6. Die Eltern sind durch Eintragung z.B. in das Mitteilungsheft von der Einnahme der ersten Tagesdosis zu informieren.

7. Bei Übertritt eines/einer Schülers/in in eine andere Schule wird die Einverständniserklärung gemeinsam mit den schulärztlichen Unterlagen weitergegeben.

Aufgrund der Bedeutung, die dieser Information zukommt, ist diese allen Lehrpersonen sowie den Schulärzten und Schulärztinnen und den schulpartnerschaftlichen Gremien zur Kenntnis zu bringen.

